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Transparentes Verwaltungshandeln und die weitergehende Beteiligung der Bürger an 
Verwaltuhgs\/orgängen, insbesondere durch die Teilhabe am /'nformations- und 
Wissen9stand der Verwaltung, . entsprechen einem modernen Staatsverständnis. 
Informationen bilden in ·der sich entwickelnden ./nformationsgesellschafl eine immer 
wesentli.chere Grundlage für· die Partizipation am gesellschaftlichen, politischen urid 
wirtschaftlichen Leben. Je mehr Informationen zugänglich gemacht werden, umso eher wird . 

·.eine eigenständige Meinungsbildung, Beurteilung und Entscheidung ermöglicht. bamit trägt 
der Zugang zu Informationen dazu bei, den Freiheitsbereich des Einzelnenzu erweitern und 
ist unter dem Aspekt der teilhabe am Wissensbestand der öffentlichen ·Stellen von · 
gesamtgesellschaftlicher Relevanz. Im Sinne Eiiner weiteren Verbesserung der Transparenz 

·und Bürgerfreundlichke'it der Thüringer Verwaltung strebt die. Landesregierung daher eine 
F"ortentwicklung des lnform<:1.tionsfreiheitsrechts an. Auch der . Landtag hat die 
Landesregierung in die.sem Sinne durch Beschluss vom 23, Juni 2016 gebeten; ihm einen 
Gesetzentwurf vorzulegen, welcher das bish.erige Thüringer Informationsfreiheitsgesetz .zu 
einem Thüringer. Transparenzgesetz weiterentwickelt. 

Die Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und d.es Rates vom 27. April. 
2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum · 
freien · Datenverkehr . und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG . (Datenschutz­
Grundverordnung) (ABL L 119vom 04.05.2f116, S.'1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 
vom 23:05.2018, S. 2) überlässt es nach Artikel 85 den Mitgliedstaaten, das Recht auf den 
Schutz personenbezogener Daten mit dem Recht auf freie Meinungsäußerung und 
Informationsfreiheit in Einklang , zu bringen. · Jedoch werden . sich . aufgrund der 
Datenschutzgrundverordnung die Stellung, die Aufgaben und die Befugnisse der 
Beauftragten für den Datenschutz in Bund und Ländern wesentlich ändern. Der· bisher 
zumindest strukturelle Gleichlauf der Bestimmungen für den· Landesbeauftragten für den 
Datenschutz und der Bestimmungen für den Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit 
werden damit weiter.aufgehoben. · · · 

· B. Lösung 

Ablösung des ·Thüringer ·Informationsfreiheitsgesetzes . durch ein Thüringer Transparenz­
gesetz, welches die Rechtslage in den anderen Ländern und .im .Bund sowie die· Erfahrungen 
mit dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz und der Bereitstellung .des zentralen 
Informationsregisters für Thüringen (Z/RT) berücksichtigt. Dabei wurde auch der Vorschlag 
des Landesbea1,1ftragten für die Informationsfreiheit für ein Thüringer Transparenzgesetz 
ausgewertet. · · 

. Anpassung des Gesetzes an die· Datenschutzgr~ndverordnung, Hinsichtlich des 
Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit werden eigenständige Bestimmungen 
getroffen. 












































































































































